
30 KANTON BERN DONNERSTAG, 6. SEPTEMBER 2007

KIRCHBERG Das Projekt «Fussball
macht Schule» ist heute in der Se-
kundarschule Kirchberg zu Gast.
Der Schweizerische Fussballver-
band errichtet ein «Event-Village»
mit zwei aufblasbaren Spielfeldern,
auf denen ein Schulturnier ausge-
tragen wird. Die rund 200 Schüle-
rinnen und Schüler können zudem
ihrefussballerischenFähigkeitenin
einem Parcours unter Beweis stel-
len und weiterentwickeln.

In diesem und im nächsten Jahr
führt der Verband an 40 Schulen in
der ganzen Schweiz solche Fuss-
balltage durch. Mit dem Projekt
«Fussball macht Schule» solle der
Fussball «umfassend und fächer-
übergreifend im Unterricht der
SchweizerGrundschulenverankert
werden», schreibt er. Dazu steht
auch ein neues Lehrmittel des
SchulbuchverlagsKlettundBalmer
zurVerfügung. (pd)

Fussball macht
in der Schule Halt

THUN Vier Nationalratskandidie-
rende diskutierten am Dienstag-
abend an einer Podiumsdiskussion
der Grünen Freien Liste der Stadt
Thun die Vor- und Nachteile des
umstrittenenTeilverkaufsderEner-
gie Thun AG. «Im Frühling 2006
wurde ein SVP-Postulat im Stadt-
parlament mit 26 zu 4 Stimmen
überwiesen, danach haben wir die
entsprechenden Szenarien in Gang
gesetzt», erinnerte die Thuner Ge-
meinderätin und Nationalrätin Ur-
sula Haller (svp). Mit der Strom-
marktliberalisierung könne das
Unternehmen an Wert verlieren,
das habe die Bewertung durch aus-
ländische Firmen im Bietverfahren
gezeigt. Wenn man die 49 Prozent
wievorgesehenandieBKWverkau-
fen könnte, wäre es ein gutes Ge-
schäft, so Haller.

Der Steffisburger Gemeinderat
Stephan Spycher (fdp) erklärte,
warum er sich seinerzeit gegen ei-
nen Verkauf der Netzulg AG einge-
setzt habe: «Das Geld, das wir be-
kommen hätten, war schon imVor-
aus verteilt gewesen.»

Adrian Durtschi (juso) lenkte die
Diskussion auf den Service public:
«Strom, Gas undWasser gehören in
die öffentliche Hand, nur dann
bleibt die Möglichkeit, auf unvor-
hergesehene Situationen zu reagie-
ren.» Zurzeit gehörten die BKW

Hitzige Debatte zur
Energieversorgung

zwar mehrheitlich noch dem Kan-
ton, aber diese würden vielleicht
auchbaldverkauft.Nurdieöffentli-
che Hand könne eine Versorgung
für alle und zu einheitlichenTarifen
garantieren, schloss sich National-
rätin Franziska Teuscher (grüne)
an.ZudemseieinenachhaltigeVer-
sorgung, wie sie beispielsweise die
StadtbernerBevölkerungbeschlos-
senhabe,beieinemprivatenUnter-
nehmen nicht gewährleistet.

80 Prozent Strom liefern BKW

Haller wies darauf hin, dass es bei
der Energie Thun AG nicht nur um
die Art oder die Sicherheit der Ver-
sorgung gehe, sondern auch um die
Beschaffungssicherheit: «Die Ener-
gie Thun AG produziert nur 20 Pro-
zentdesStromsselber.»SeitdieThu-
ner Kehrichtverbrennungsanlage
den Strom an die BKW liefert, be-
ziehtdieEnergieThunAG80Prozent
desStrombedarfsbeidenBKW.«Die
BKW sind nicht nur der böse Mo-
loch, sondern vor allem auch ein
Partner», sagte Haller. Am 24. Sep-
tember wird das Geschäft erneut im
Thuner Stadtrat diskutiert.

An der von DRS-«Regionaljour-
nal»-RedaktorChristianStrübinge-
leiteten Diskussion war das Thema
Entkriminalisierung des Drogen-
konsums angekündigt. Es wurde
mangels Zeit nicht diskutiert. (ba)

BIELDerVerkaufeinerLandparzel-
le auf dem Bieler Bözingenfeld von
der Stadt an den Uhrenkonzern
SwatchGroupkommtnichtzustan-
de. Eine Firmensprecherin sagte,
man habe andere Lösungen gefun-
den, wie man den geplanten Aus-
bau tätigen könne.

Letztes Jahr verkaufte die Stadt
der Genfer Uhrenfirma Rolex eine
grössere Parzelle auf dem Bözin-
genfeld. Danach zeigte sich auch
die Swatch Group an einem Land-
erwerbinteressiert.Nunwillsieden
Kauf doch nicht tätigen, wie Fir-
mensprecherin Béatrice Howald
am Mittwoch zu einem Bericht des
«Bieler Tagblatts» (BT) sagte.

Die Firma will nun offenbar ihre
Kapazitäten an den bestehenden
sechs Standorten in Biel erhöhen.
BeimKaufdergesamteninAussicht
stehenden Parzelle wären für die
Stadt laut Zeitungsbericht 28 Mil-
lionen Franken angefallen. Das
Geld wäre unter anderem willkom-
men gewesen für den geplanten
Bau der Stades de Bienne auf dem
Bözingenfeld, über den die Bevöl-
kerung am 25. November befindet.

Der Verzicht der Swatch Group
habe keinen Einfluss auf die Sta-
dion-Vorlage, wird Stadtpräsident
Hans Stöckli im BT zitiert. (sda)

Swatch kauft
doch kein Land

KURZ

Versuchter Banküberfall
PRÊLES Ein Unbekannter wollte am
Mittwochvormittag die Filiale der
Raiffeisenkasse in Prêles überfallen,
hat aber vorzeitig von seinem Vor-
haben abgelassen. Der Mann ist
flüchtig, die Polizei sucht Zeugen.
Der Täter hatte sein Gesicht mit
einem Papiertaschentuch verdeckt;
der Bankangestellte habe ihn auf-
gefordert, das Taschentuch zu ent-
fernen. Darauf sei der Mann
geflüchtet – auf Rollschuhen und
ohne einen Rappen erbeutet zu
haben, wie die Polizei mitteilte. (sda)

Küchenbrand
BRENZIKOFEN Bei einem Küchen-
brand im Restaurant Bahnhof im
emmentalischen Brenzikofen ist am
Dienstagabend Sachschaden von
200000 Franken entstanden.
Jemand hatte einen Kübel mit
SpeiseölaufeinerheissenHerdplatte
stehen lassen. Das Feuer konnte vor
Eintreffen der Feuerwehr weit-
gehend gelöscht werden. Personen
kamen keine zu Schaden. (sda)

Erleichterter Zugang
für Behinderte zu Slow-up
EMMENTAL Die Teilnahme am Slow-
up Emmental ist für Behinderte in
diesem Jahr stark vereinfacht wor-
den. Die Behindertenorganisation
Procap hat die Strecke mit Rollstuhl-
fahrern geprüft und eine spezielle
Streckenbeschreibung erstellt – mit
Hinweisen auf Steigungen, behin-
dertengerechte Toiletten und ge-
eignete Parkplätzen. Auf dem Rund-
kurs Huttwil-Kleindietwil-Häusern-
moos-Huttwil werden an schwie-
rigen Stellen Helferinnen und Helfer
im Einsatz stehen. Der Slow-up fin-
det am kommenden Sonntag statt.
Hotline: 079 544 86 13. Info:
www.procap-andiamo.ch. (pd)

Neustartam22.September
HARDERBAHN Am 22. September
nimmt die Harderbahn ihren Betrieb
wieder auf. Bis dahin sollten die
Reparaturarbeiten beendet sein,
teilt die Bahn mit. Anfang August
musste sie den Betrieb infolge eines
Erdrutsches einstellen. Die Kapital-
erhöhung sei Ende August erfolg-
reich abgeschlossen worden,
schreibt das Unternehmen. 61,4 Pro-
zent der Aktien wurden von der
Muttergesellschaft Jungfraubahn
Holding AG gezeichnet, der Rest
von Minderheitsaktionären. (pd)

OBERDIESSBACH Die Frau, die
AnfangWochetotineinerWohnung
in Oberdiessbach aufgefunden
wurde, ist an mehreren Stichverlet-
zungen gestorben. Ihr verletzter
Ehemann befindet sich in Untersu-
chungshaft.

Der Mann sei dringend verdäch-
tig, seiner 36-jährigen Frau die töd-
lichenVerletzungen beigebracht zu
haben, teilte das Untersuchungs-
richteramt Bern-Mittelland am
Mittwoch mit. Am Tatort wurde ein
Messer sichergestellt, vermutlich
dieTatwaffe.DasOpferhatlautdem
Befund des Berner Instituts für
Rechtsmedizin durch die Stichver-
letzungen einen grossen Blutver-
lust erlitten. Dieser führte schliess-
lich zum Tod.

Für die Untersuchungsbehör-
den steht ein Beziehungsdelikt im
Vordergrund. Der 46-jährige Tat-
verdächtige, ein aus Marokko
gebürtiger Schweizer, konnte noch
nicht «eingehend befragt» werden.
Er war am Montagmorgen schwer
verletzt unter dem Balkon aufge-
funden worden. Er ist nicht mehr in
Lebensgefahr und wurde inzwi-
schen auf die Bewachungsstation
desInselspitalsverlegt,woersichin
Untersuchungshaft befindet.

Die beiden gemeinsamen Kin-
der des Ehepaars, ein zehn- und ein
achtjähriger Knabe, hatten sich
zum Zeitpunkt der Tat im Kinder-
zimmer aufgehalten. Sie sind in der
Obhut von Familienangehörigen
und konnten am Dienstag durch
die Ermittlungsbehörden befragt
werden. (sda)

Frau erstochen
– Mann in Haft

Die Burgdorfer Politiker haben sich
amrundenTischaufeineLösungin
der Pensionskassen-Affäre geei-
nigt.Wie die Stadt gestern mitteilte,
haben der Gemeinderat, die Mit-
glieder der stadträtlichen Ge-
schäftsprüfungskommission, die
Fraktionspräsidenten sowie die im
Stadtrat vertretenen Parteien fol-
gende Punkte beschlossen:
• Bis im Frühling soll dem Stadtrat
eine neue «zukunftsorientierte Re-
gelung für die Altersvorsorge voll-
amtlicher Gemeinderatsmitglie-

«Geld zurück»
Gemeinderat und Parteien einig über Vorgehen in Burgdorfer Pensionskassen-Affäre

der» zur Beschlussfassung vorge-
legt werden. Die Vorlage wird von
einer politisch breit abgestützten
Arbeitsgruppe vorbereitet.
• Der Gemeinderat unterbreitet
dem Stadtrat eine Änderung des
missverständlichen Artikels 11 des
Reglements über die neue Verwal-
tungsführung NPM. Da diese An-
passung politisch nicht umstritten
ist, kann sie auf dem üblichen Weg
für Reglementsänderungen ge-
macht werden.
• Vom Burgdorfer Stadtpräsiden-
ten wird die freiwillige Rückerstat-
tung des städtischen Beitrages an
dessen Pensionskasse erwartet.
Der Gemeinderat hält dazu fest,
dass der Stadtpräsident die Ein-
kaufssumme gutgläubig erhalten
habe, weshalb eine Rückforderung
rechtlich problematisch sei. Die
freiwillige Rückgabe sei aber eine
«politische Lösung», für die der
Stadtpräsident vor kurzem in einer
eigenen Medienmitteilung «Kom-

promissbereitschaft» signalisiert
habe («Bund» vom 1. September).

Getragen wird die Lösung auch
von Haldimanns Partei, der SVP.
Obwohl der Stadtpräsident selber
keine direkteVerantwortung an der
Misere trage, müsse die Rückzah-
lung «zumindest aus moralischen
Gründen» erfolgen, schrieb sie ges-
tern in einer Mitteilung.

Konflikt über Monate

MitihrerEinigungversuchendie
SpitzenderBurgdorferPolitikeinen
Schlussstrich unter einen seit Mo-
naten schwelenden Konflikt zu zie-
hen. Im Juni 2006 hatte der Burg-
dorfer Gemeinderat einen Beitrag
von 100000 Franken in die Pensi-
onskasse des Stadtpräsidenten
Franz Haldimann (svp) gespro-
chen, der in seiner früheren Tätig-
keitalsHausarztseineAltersvorsor-
ge ungenügend geregelt hatte. Der
Regierungsstatthalter hiess vor ei-
nem Monat eine Beschwerde von

Die Spitzen der Burgdorfer Po-
litik drücken sich unmissver-
ständlich aus: Sie erwarten
vom Stadtpräsidenten die frei-
willige Rückzahlung des städ-
tischen Pensionskassenbei-
trages. Dieser schweigt noch.

A N D R E A S L Ü T H I

Stadträten teilweise gut und hob
den Beschluss wieder auf. Der Ge-
meinderat habe gemäss Artikel 11
des NPM-Reglements seine Fi-
nanzkompetenz im Nachkredit-
bereich überschritten.

Verhandlungen mit Haldimann

Stadtpräsident Haldimann woll-
te sich gestern nicht zur Forderung
der Geldrückgabe äussern. Er müs-
se sich zuerst beraten lassen und
werde erst dann an die Öffentlich-
keit treten. Im «Bund»-Interview
von letztem Samstag hatte Haldi-
manngesagt,dasbereitseinbezahl-
te Geld könne gemäss Informatio-
nen der Pensionskasse nicht aus
dieser herausgelöst werden.

Man trete nun in Verhandlung
mitHaldimann,sagteGemeinderat
Peter Urech (fdp) gestern auf Anfra-
ge.Was dabei herauskomme, sei of-
fen. Wenn es zu keiner Einigung
komme,müssesichderGemeinde-
rat «überlegen, was er macht».

Wie ist ein Wahlkampf zu gewin-
nen? Dies diskutierten gestern die
Wahlkampfexperten Roger Blum
und Mark Balsiger mit Nadine
Masshardt, SP-Grossrätin, und Jo-
hannesMatyassy,BernerFDP-Kan-
tonalpräsident, an einer Podiums-
diskussion im Käfigturm. Fünfzig
Interessierte verfolgten die von
«Bund»-Chefredaktor Artur K. Vo-
gel moderierteVeranstaltung.

«DermoderneWahlkampfistder
Kampf um die Schlagzeilen von
morgen», sagte Balsiger, Polit-PR-
Berater und Buchautor eines
«Handbuchs für Kandidierende».
Das Wichtigste im Wahlkampf ist
die Medienpräsenz. Wer gewählt
werden möchte, müsse während
längererZeit indenMedienpräsent
sein. Der Wahlkampf lebe heute
stark von Provokationen. «Es ist
wichtig, dass die Botschaft direkt in

«Kampf um Titel von morgen»
Experten diskutierten gestern im Käfigturm über erfolgreiche Wahlkämpfe

den Bauch geht», sagt Balsiger. «Die
Präsenz in den Medien hilft einem,
bekanntzuwerden»,sagtMatyassy.
Doch es brauche mehr. Man müsse
verstanden werden und glaubwür-
dig sein. Dies bestätigt auch Blum,
Medienwissenschaftler an der Uni-
versität Bern. Nicht jede Medien-
präsenz sei gleichwertig. «Wenn im
publizistischen Teil einer Zeitung
über einen Kandidaten berichtet
wird, so erscheint dies glaubwürdi-
ger. Bei einem bezahlten Inserat
sind die Leser kritischer.»

Nützt Strassenwahlkampf?

Sowohl Masshardt als auch Mat-
yassy betreiben ihren Wahlkampf
auf mehreren Ebenen: in den klas-
sischen Medien, im Internet und
auf der Strasse. Der direkte Kontakt
mit potenziellen Wählerinnen und
Wählern zu pflegen, ist zwar harte
Knochenarbeit, doch beide sind
überzeugt, dass sie sich auch aus-
zahlen wird. «Bei den Nationalrats-
wahlen vor vier Jahren sind Kandi-
daten unserer Partei dank einem
Strassenwahlkampf gewählt wor-
den», sagt Masshardt. «Für mich ist
es ganz besonders wichtig, mit den
Leuten auf der Strasse zu diskutie-
ren und ihre Anliegen zu hören.»

Balsiger hingegen rät nicht zu ei-
nem Strassenwahlkampf: «Es nützt
nichts.» Auf der Strasse könne man

Medien spielten heute die
zentrale Rolle in den Wahl-
kämpfen, waren sich Experten
und Nationalratskandidaten
an einer Podiumsdiskussion
einig. Doch am wichtigsten
sei die Glaubwürdigkeit der
Kandidierenden.

F A B I O B E R G A M I N

in der gegebenen Zeit nur sehr we-
nige Leute überzeugen. Es sei nicht
bewiesen,dasssichdieserAufwand
inWählerstimmen ummünzen las-
se. Doch wenn man schon auf die
Strasse gehe, dann sei es wichtig,
dass man mit Lust politisiere.

Internet ist nicht entscheidend

Laut Balsiger ist es viel wichtiger,
eine Botschaft, «einen guten Inhalt
inscharferVerpackung»,übermög-
lichst viele Kanäle zu verteilen.
Dazu gehört auch das Internet.
«Klares Design, gute Führung und
interaktive Möglichkeiten» seien
dabei wichtig. Viele Nationalrats-
kandidatinnen und -kandidaten
präsentierensichindiesemJahrmit
eigenen Internetauftritten. Aller-
dings habe die Hälfte der SVP-Kan-
didaten keinen eigenen Auftritt.
Auch diese hätten Chancen auf ei-
nen Nationalratssitz. «Internetsei-
tensindindiesemWahlkampfnoch
nicht das entscheidende Element»,
sagt Mark Balsiger.

Podiumsgespräche seien übri-
gens «längst veraltete Methoden»,
sagt Blum. Beim Podiumsgespräch
im Politforum Käfigturm gestern
Abend waren die Reihen allerdings
voll besetzt. Dies zeigt möglicher-
weise, dass Bernerinnen und Ber-
ner doch noch nicht völlig auf sie
verzichten möchten.


